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Das Wichtigste im Uberblick

Am 15. November 2019 reichten die Fraktionen SVP und GLP die dringliche Motion "Reglement Gber
die Kulturférderung: Fir eine faire und transparente Kulturpolitik" ein. Damit sollte der Stadtrat beauf-
tragt werden, dem Grossen Gemeinderat ein Reglement iber die Kulturférderung vorzulegen. An
seiner Sitzung vom 13. April 2021 erklarte der Grosse Gemeinderat den Vorstoss als erheblich.

Die Herausforderung fur den Entwicklungsprozess des Reglements lag darin, mdglichst schlanke,
gesetzliche Regularien zu schaffen, welche in Ubergeordneter Weise, unabhangig von thematischen
Details oder wechselnden kulturellen Ausrichtungen innerhalb der Abteilung oder des Departements,
angewendet werden kdénnen. Die Zielsetzung des Reglements liegt in erster Linie darin, gleiche Vo-
raussetzungen fir alle Bevolkerungsgruppen und samtliche kulturelle Sparten, inklusive Brauchtum
und Volkskultur (§ 2), zu bieten, um ein vielseitiges und qualitativ hochstehendes kulturelles Angebot
zu gewahrleisten. Damit wiederum soll die Stadt Zug Uberregionale, nationale und internationale
Ausstrahlung erhalten (§ 1).

Die Qualitatssicherung geschieht durch die Abteilung Kultur (§ 12), welche das nétige Fachwissen
hat, um die Zuger Kulturlandschaft nachhaltig zu entwickeln und zu starken. So setzt sie Impulse und
Schwerpunkte fiir die Entwicklung der Kulturlandschaft der Stadt Zug und arbeitet eng mit den ande-
ren Departementen sowie weiteren stadtischen Amtsstellen zusammen, die sich mit Fragen der Kul-
tur befassen. Gepflegt wird ein regelmassiger Informations- und Erfahrungsaustausch mit dem kan-
tonalen Amt fir Kultur sowie lokalen Kulturorganisationen und iiberregionalen Kulturférderungsinsti-
tutionen (§ 13). Unterstitzt werden Kulturschaffende und Organisationen, die in der Stadt Zug woh-
nen bzw. domiziliert sind, hier ihren Tatigkeitsschwerpunkt haben, aus Zug stammen oder anderwei-
tig mit der Zuger Kultur in Verbindung stehen (§ 2 Abs. 3) und die gleichzeitig das stadtische Kultur-
leben mit einem Mehrwert bereichern (§ 4). Die dafir zur Verfligung gestellten Fordermittel (§ 5) sind
einerseits finanzieller Natur. Anderseits stellt die Stadt Rdumlichkeiten zur Verfliigung, oder es wer-
den Atelierstipendien und Kulturpreise vergeben. Kulturelle Bildung und Kulturvermittiung (§ 7)
schafft die Grundlage einer gezielten Férderung von kulturellen Vermittlungsangeboten und Teilha-
beprojekten, wo nicht in erster Linie ein Endprodukt, sondern der Prozess in den Vordergrund ge-
stellt wird. Durch gezielte Werkankaufe und mittels Durchfihrung von spezifischen stadtischen Im-
pulsprojekten wird das Zuger Kunst- und Kulturschaffen geférdert. Gleichsam stellt die Stadt Zug der
Offentlichkeit Informationen zu verschiedensten Kulturbelangen bereit und bietet Formate der Kultur-
vermittlung an. Mit eigenen Veranstaltungen geht die Kulturabteilung zuriickhaltend um und fihrt nur
punktuell Anlasse durch. Allerdings werden die stadtischen Impulse als wichtiges Steuerungsinstru-
ment fir die Entwicklung einer Kulturlandschaft gesehen. Dazu zahlen Vernetzungsveranstaltungen,
wie z.B. Preisverleihungen, eine Plattform fir junge Zuger Kulturschaffende (§ 5 Abs. 1 Bst. d).
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Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen eine Vorlage zum Reglement uber die Kulturférderung. Unseren Bericht glie-
dern wir wie folgt:

1 Ausgangslage
1.1 Aktuelle Kulturférderungspraxis
1.2 Dringliche Motion "Reglement Uber die Kulturférderung: Fir eine faire und transparente
Kulturpolitik"
1.3 Zwischenbericht des Stadtrates vom 17. November 2020
1.4 Erheblicherklarung vom 13. April 2021
2 Ausarbeitung eines allgemeinverbindlichen Gemeindereglements fiir die Kulturférderung
2.1 Die aktualisierte Kulturstrategie als Grundlage fiir die Ausgestaltung eines Kulturférde-
rungsreglements
2.2 Schwerpunkte der neuen Kulturstrategie 2022 - 2032
2.3 Zur Umsetzung der Forderung nach einer fairen und transparenten Kulturpolitik
2.4 Schwerpunkte des Reglementsentwurfs
2.5 Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens
2.6 Erlauterungen zu den einzelnen Bestimmungen
2.7 Zum weiteren Vorgehen
3 Antrag

1 Ausgangslage

11 Aktuelle Kulturférderungspraxis

In der Stadt Zug besteht seit dem Jahr 1998 eine institutionalisierte Kulturférderung. Damals bewilligte
der Grosse Gemeinderat mit Beschluss Nr. 1127 vom 26. Mai 1998 einen auf vier Jahre begrenzten
Kredit von jahrlich CHF 100'000 fur die Anstellung einer bzw. eines Kulturbeauftragten. Mit Beschluss
Nr. 1304 vom 17. September 2002 wandelte der Grosse Gemeinderat dieses Provisorium in ein Defi-
nitivum um und beschloss, die Stabstelle Kultur dauerhaft in den Stellenplan der Stadtverwaltung auf-
zunehmen. Durch die am 1. Marz 2000 etablierte stadtische Kulturkommission wurde diese Organisa-
tionsstruktur zusatzlich gestarkt und blieb in der Folge rund 20 Jahre (bis zum 30. Juni 2020) beste-
hen. Am 1. Juli 2020 schliesslich wurde diese Fachstelle in die Abteilung Kultur Gberfihrt.

Die aktuelle Kulturfdrderungspraxis der Stadt Zug stitzt sich auf das Gesetz Uber die Organisation
und die Verwaltung der Gemeinden vom 4. September 1980 (Gemeindegesetz, GG; BGS 171.1). Wie
im Bericht und Antrag des Stadtrats Nr. 2625.1 vom 16. Marz 2021 (nachfolgend BuA Nr.2625.1 ge-
nannt) in Ziffer 2 ausgeflhrt ist, obliegt den Einwohnergemeinden im Rahmen der Gesetze u.a. die
Forderung des kulturellen Lebens und der Volksgesundheit. Flr die Ausrichtung bzw. die Zusicherung
von Forderbeitragen kommen andererseits die einschlagigen Finanzkompetenzen gemass Gemeinde-
ordnung der Stadt Zug (namentlich § 8 Abs. 1 Bst. d, § 16 Abs. 2 Bst. e sowie § 27 Abs. 2 Bst. e) und
gemass Finanzverordnung vom 28. November 2017 zur Anwendung. Uberdies wird im BuA Nr.
2625.1 dargelegt, dass hinsichtlich der Entscheide Uber Beitrage nach wie vor die Richtlinien fir die
Vergabe von Unterstitzungsbeitrdgen vom 7. September 2000 (vom Stadtrat genehmigt am 20. Feb-
ruar 2001) sowie die Richtlinien zur Vergabe jahrlich wiederkehrender Kulturbeitrdge vom 8. Juni 2001
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angewendet werden. Schliesslich verfligt die Kulturkommission (ber einen internen Leitfaden zu die-
ser Thematik. Diese Richtlinien und der Leitfaden sind massgebend fur die Frage, welche Kulturvorha-
ben in welchem Ausmass unterstitzt werden sollen.

1.2 Dringliche Motion "Reglement iiber die Kulturforderung: Fiir eine faire und transparente
Kulturpolitik™

Am 15. November 2019 reichten die Gemeinderate Gregor W. Bruhin und Stefan W. Huber im Namen
der Fraktionen SVP und GLP die dringliche Motion "Reglement Uber die Kulturférderung: Fir eine
faire und transparente Kulturpolitik" ein. Mit diesem parlamentarischen Vorstoss sollte der Stadtrat be-
auftragt werden, ein Reglement lber die Kulturférderung auszuarbeiten und dem Grossen Gemeinde-
rat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.

An seiner Sitzung vom 19. November 2019 lehnte der Grosse Gemeinderat die dringliche Be-
handlung des Vorstosses ab. An der darauffolgenden Sitzung, d.h. am 10. Dezember 2019, lber-
wies er die Motion an den Stadtrat zum Bericht und Antrag.

1.3 Zwischenbericht des Stadtrates vom 17. November 2020

Mit seinem Zwischenbericht vom 17. November 2020 (GGR-Vorlage Nr. 2625) beantragte der
Stadtrat eine Fristerstreckung von einem Jahr zur Beantwortung der Motion "Reglement Uber die
Kulturférderung: Fir eine faire und transparente Kulturpolitik". Den zusatzlichen Zeitbedarf be-
grindete der Stadtrat mit der Massnahme zur Umsetzung seines dritten Legislaturziels "Zug ist
eine lebenswerte Stadt. Wir pflegen ein aktives soziales und kulturelles Zusammenleben", womit
der Beschluss, eine stadtische Kulturstrategie zu entwickeln, einhergeht.

Gestuitzt auf die Ergebnisse des Strategieprozesses sollten die bestehenden Grundlagen der Kultur-
forderung Uberarbeitet und zugleich das Begehren der Motionare bezliglich Schaffung eines selbstan-
digen Kulturreglements geprift werden. Die beantragte Fristerstreckung lehnte der GGR am 15. De-
zember 2020 ab, und gewahrte dem Stadtrat flir den Bericht und Antrag zur Erheblicherklarung der
Motion eine Frist bis 31. Marz 2021.

1.4 Erheblicherklarung vom 13. April 2021

Nachdem der Stadtrat mit seinem Bericht und Antrag vom 16. Marz 2021 (vgl. Vorlage Nr. 2625.1) das
Begehren der Motionare explizit unterstitzte, es sei fir die Stadt Zug ein Kulturférderungsreglement
zu erlassen, erklarte der Grosse Gemeinderat den Vorstoss an dessen Sitzung vom 13. April 2021 er-
heblich. Damit begann die Zweijahresfrist gemass § 42a der Geschaftsordnung des Grossen Gemein-
derates der Stadt Zug fir die Erflllung des Motionsbegehrens zu laufen. Der Stadtrat liess jedoch
durchblicken, dass er diese Frist nicht auszuschopfen gedenke und den Rat bereits friiher mit einer
entsprechenden Vorlage bedienen werde.

2  Ausarbeitung eines allgemeinverbindlichen Gemeindereglements fiir die Kulturférderung

2.1 Die aktualisierte Kulturstrategie als Grundlage fiir die Ausgestaltung eines Kulturforde-
rungsreglements

Wie in der Vorlage Nr. 2625.1 in Ziffer 3.1 erlautert, entschied der Stadtrat, die Kulturstrategie aus
dem Jahr 2009 einer aktuellen Standortbestimmung zu unterziehen und in Anbetracht der sich wan-
delnden Gesellschaft und in Ubereinstimmung mit den Legislaturzielen 2019-2022 in einem Aktions-
plan fir den Zeitraum 2022 bis 2032 neu zu definieren. Aus diesem Grund hatte der Stadtrat am 18.
Februar 2020 mit der Kreditbewilligung den Startschuss zum Kulturentwicklungsstrategie-Prozess ge-
geben. Mittlerweile wurde durch die Verabschiedung am 14. Dezember 2021 durch den Stadtrat die

GGR-Vorlage Nr. 2727



417

Kulturstrategie genehmigt und am 22. Marz hat der GGR davon Kenntnis genommen. Der vorliegende
Entwurf des neuen Kulturférderungsreglements wurde auf die neue Strategie abgestimmt. Ebenso
sind die Impulse aus den beiden Round-Table-Treffen, welche mit den Fraktionen am 25. Januar 2021
betreffend Strategieprozess und am 05. Mai 2021 beziiglich Kulturforderreglement stattgefunden ha-
ben, in diese Vorlage mit eingeflossen.

2.2 Schwerpunkte der neuen Kulturstrategie 2022 - 2032

Die Erneuerung der Kulturstrategie 2022-2032 erfolgte in einem partizipativen Verfahren unter Einbin-
dung aller fir den Prozess der Aktualisierung relevanten Interessen- und Anspruchsgruppen sowie
der Zuger Bevolkerung. Auf Wunsch der involvierten Stakeholder erstellte die Abteilung Kultur eine
umfassende Bestandesaufnahme der Kulturforderung der Stadt Zug.

Die erarbeitete Strategievorlage definiert die Wirkungs- und Aktionsfelder, Ziele und Massnahmen, in-
klusive konkreter Umsetzungsprojekte zur Entwicklung der Kulturlandschaft der Stadt Zug fiir die
nachsten elf Jahre.

Die stadtische Kulturférderung setzt sich zum Ziel, das immaterielle und materielle Kulturerbe zu pfle-
gen sowie das kulturelle Schaffen und Erleben zusammen mit der kulturellen Bildung zu férdern. In-
dem die Stadt Zug fur das kulturelle Schaffen der Zuger Kunstschaffenden, Zuger Organisationen und
Kultureinrichtungen die bestméglichen kulturpolitischen Rahmenbedingungen zur Verfligung stellt und
sich in beratender und unterstitzender Funktion fir die Kulturschaffenden einsetzt, soll die Kulturland-
schaft gepflegt, gestarkt und weiterentwickelt werden. Die Kultur wird als wichtiger Standortfaktor an-
erkannt und kulturelle Angebote, die Potenzial fur eine Uberregionale Ausstrahlung zeigen, sollen in
ihrem Bestreben unterstiitzt werden. Dabei schliesst die Offenheit fiir Neues die Pflege von Traditio-
nellem nicht aus.

Im Rahmen der Kulturstrategie wurden drei Wirkungsfelder herausgearbeitet, womit die folgenden drei
kulturellen Bereiche der Kulturpolitik, Kulturinstitutionen und Kulturschaffenden gemeint sind. Mit die-
sen wiederum stehen die ebenfalls nachfolgend aufgelisteten sechs Aktionsfelder in Verbindung, wel-
che als konkrete Handlungs- und Tatigkeitsbereiche zu verstehen sind. Gemeinsam bilden sie die we-
sentlichen Instrumente, um die Kulturlandschaft der Stadt Zug zu starken und weiterzuentwickeln.

Wirkungsfeld 1: Kulturpolitik

In ihrer Rolle als «Ermdglicherin» schafft die Stadt Zug einerseits starke Rahmenbedingungen fir die
Kulturférderung, welche sich durch Chancengleichheit, Nachhaltigkeit, Transparenz, Teilhabe und Ver-
bindlichkeit auszeichnet. Andererseits entwickeln der Stadtrat und der Grosse Gemeinderat dafur die
gesetzlichen Grundlagen, um eine zukunfts- und entwicklungsfahige Kulturlandschaft zu gewahrleis-
ten.

Wirkungsfeld 2: Kulturinstitutionen

Fir das Erreichen der Ziele der Strategie gilt es der Zusammenarbeit mit den Kulturinstitutionen im
Sinne einer Partnerschaft eine besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Dabei ist eine Verstandigung
mit ihnen Gber die kulturelle Vision fir Zug von grundlegender Bedeutung.

Wirkungsfeld 3: Kulturschaffende und Kulturelle Teilhabe

Die Kunst- und Kulturschaffenden sowie die Bevolkerung sollen und kdnnen am kulturellen Leben teil-
haben. Sie werden eingeladen und aufgefordert, kiinstlerisch zu gestalten, mitzugestalten, teilzuneh-
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men, zu kooperieren, mitzusprechen und mitzubestimmen. Die Kultur soll eine grosse integrative Wir-
kung entfalten. Eine breite kulturelle Bildung ist von grosser gesellschaftlicher Bedeutung. Deshalb
verdient die kulturelle Diversitat eine besondere Aufmerksamkeit und eine entsprechende Forderung.

Wie einleitend erwahnt, stehen die drei Wirkungsbereiche wiederum mit sechs Aktionsfeldern und den
sich Uberschneidenden Querschnittsthemen in Verbindung.
Die sechs Aktionsfelder umfassen die Themen:

Aktionsfeld 1: Transparenz und Wertschitzung

Die Stadt Zug setzt sich generell fir Transparenz, administrative Niederschwelligkeit und eine hohe
Wertschatzung kultureller Anliegen ein. Die Verwaltung sowie die Politik stellen daflr die geeigneten
Fordermittel bereit und setzen fortschrittliche Strukturen und Instrumente in der Kulturférderung ein,
um Impulse setzen zu kénnen.

In diesem Aktionsfeld sind - wie bereits oben im Wirkungsfeld 1 erwahnt - die rechtlichen Grundlagen
der Kulturpolitik und der Kulturférderung zu tberarbeiten sowie die Instrumentarien der Kulturférde-
rung zu modernisieren, fur eine nachhaltige Kulturentwicklung.

Aktionsfeld 2: Kulturraume

Die Stadt Zug bemuht sich um ein grésseres Angebot an niederschwellig zuganglichen kulturellen
Freirdumen sowie Begegnungsorten, ungeachtet der vergleichsweise hohen Boden- und Mietpreise.
Die Verflgbarkeit und Bereitstellung von Raumlichkeiten und Zwischennutzungen mittels digitaler
Plattform sind dabei von zentraler Bedeutung.

Der 6ffentliche Raum der Stadt Zug steht kulturellen Initiativen unter Einhaltung der bewilligungspflich-
tigen Auflagen zur Verfligung. Die enge Zusammenarbeit zwischen der Kulturabteilung, dem Baude-
partement und den Abteilungen Immobilien und Bewilligungen wird gefordert.

Aktionsfeld 3: Kommunikation, Vernetzung, Zusammenarbeit

Kommunikation und Vernetzung sind zentral und finden Uber digitale Medien wie auch im physischen
Raum statt. Die Stadt Zug nutzt die vielfaltigen Kommunikations- und Informationsmaoglichkeiten pro-
aktiv. Insbesondere starkt und verbessert sie die Zusammenarbeit zwischen Kulturschaffenden und
Kulturinstitutionen, der Stadtverwaltung und den massgeblichen gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Akteurinnen bzw. Akteuren durch Vernetzung und Zusammenarbeit, Kommunikation und kultu-
rellen Austausch.

Der kulturelle Austausch und die Vernetzung sowie Zusammenarbeit unter den Kulturschaffenden,
den Kulturinstitutionen, den Behdrden und dem Publikum sowie anderen Bereichen, wie dem Touris-
mus und der Wirtschaft, sollen geférdert werden.

Aktionsfeld 4: Kulturelle Teilhabe

Wichtiges Ziel der Kulturférderung ist die kulturelle Teilhabe fir alle, womit die Teilnahme am Kulturle-
ben mdglichst aller Menschen mit ihren Handlungen gemeint ist. Dazu gehéren inklusive und partizipa-
tive Projekte sowie Vermittlungsprojekte. Ein besonderer Férderfokus liegt auf der kulturellen Teilhabe
von Kindern und Jugendlichen im Rahmen der Kulturvermittiung, da dadurch das Kulturpublikum und
das Kulturschaffen von morgen entstehen kann.
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Aktionsfeld 5: Innovation

Die Stadt Zug unterstitzt Kulturinstitutionen, Vereine und Kulturschaffende aktiv bei Transformations-
und Innovationsprozessen und entwickelt neue Férdermodelle. Ebenso werden Experimentierfelder
geodffnet zwischen Institutionen der Kultur, der Wirtschaft, sozialen Institutionen sowie der Wissen-
schaft einerseits und den Kulturschaffenden andererseits, um wechselseitige Innovationen zu begins-
tigen. Dabei legt die Stadt Zug einen besonderen Fokus auf Projekte der Ressourcenschonung und
der Nachhaltigkeit.

Aktionsfeld 6: Ausstrahlung

Die Stadt Zug anerkennt Kultur als einen wichtigen Standortfaktor und setzt diese beim Standortmar-
keting ein. Die Attraktivitédt des Seeufers in Kombination mit der mittelalterlichen und modernen Bau-
kultur, Kunst am Bau sowie Kunst im 6ffentlichen Raum tragen zum touristischen Anziehungspotenzial
bei. Die stadtischen Institutionen und Vereine werden bei der Entwicklung innovativer Strategien zur
Publikumsgewinnung unterstiitzt, ebenso lokale Kulturproduktionen, insbesondere solche mit nationa-
ler oder internationaler Ausstrahlung. Uberdies wird Wert auf die Zusammenarbeit zwischen Kultur
und Tourismus sowie Kultur und Wirtschaft gelegt, um auch dadurch wiederum eine vergrésserte Pub-
likumsreichweite zu erzielen.

2.3 Zur Umsetzung der Forderung nach einer fairen und transparenten Kulturpolitik

Die Urheberinnen bzw. Urheber der Motion «Reglement lber die Kulturférderung: Fir eine faire und
transparente Kulturpolitik» kritisieren die aktuelle bzw. jingere Kulturférderungspolitik der Stadt Zug.
Dabei greifen sie verschiedene — in ihren Augen als Missstande zu bezeichnende — Vorkommnisse
aus der Vergangenheit auf. Missstéande seien vor allem im Zusammenhang mit der Vergabe von Kul-
turférderungsbeitragen zu erkennen. Aus diesem Befund leiten die Motionarinnen und Motionéare ihre
Forderung ab, es musse ein Kulturférderungsreglement erlassen werden, das die zur Anwendung ge-
langenden Kulturférderungsverfahren klar regle und eine faire und transparente Vergabe der Forde-
rungsmittel gewahrleiste.

Der Stadtrat unterstitzt die Bemihungen um eine faire und transparente Kulturférderungspolitik voll
und ganz. Hinsichtlich eines allgemeinverbindlichen Gemeindereglements hatte der Stadtrat indes be-
reits in seinem Bericht und Antrag vom 16. Marz 2021 (vgl. Vorlage Nr. 2625.1) vor einer allzu engma-
schigen gesetzlichen Regulierung gewarnt. Mit der Normdichte dirfe nicht tGbertrieben werden und
eine Burokratisierung der staatlichen Kulturférderungstatigkeit sei unbedingt zu vermeiden.

Was die in offentlich-rechtlichen Verfahren geltenden Verfahrensprinzipien angeht, ist festzustellen,
dass der von den Motionarinnen und Motionaren angerufene Grundsatz des «Fair Trial» bereits in Art.
6 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950
(EMRK) verankert ist. Daneben enthalt auch die Schweizerische Bundesverfassung verschiedene
rechtsstaatliche Garantien, so in Art. 5 (Grundsatze des rechtsstaatlichen Handelns) sowie in Art. 29
ff. (allgemeine Verfahrensgarantien). Art. 5 BV lautet wie folgt: Grundlage und Schranke des staatli-
chen Handelns ist das Recht (Abs. 1). Staatliches Handeln muss im 6ffentlichen Interesse liegen und
verhaltnismassig sein (Abs. 2). Staatliche Organe und Private handeln nach Treu und Glauben (Abs.
3). Bund und Kantone beachten das Vélkerrecht (Abs. 4). Und Art. 29 Abs. 1 BV ist wie folgt formu-
liert: Jede Person hat in Verfahren vor Gerichts- und Verwaltungsinstanzen Anspruch auf gleiche und
gerechte Behandlung sowie auf Beurteilung innert angemessener Frist. Die Parteien haben Anspruch
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auf rechtliches Gehor (Abs. 2). Im kantonalen Recht werden diese Garantien im Rahmen des Geset-
zes Uber den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 1. April 1976 (Verwaltungsrechtspflegegesetz,
VRG; BGS 162.1) umgesetzt. Dartber hinaus besteht zur Frage der Verfahrensgarantien gemass Art.
6 EMRK bzw. gemass Art. 5 und Art. 29 ff. BV eine reichhaltige Rechtsprechung, namentlich seitens
des Schweizerischen Bundesgerichts. Unter diesen Umstanden erachtet der Stadtrat eine eigenstan-
dige und detaillierte Zustandigkeits- und Verfahrensordnung auf dem Gebiet der Kulturférderung we-
der als erforderlich noch als sachgerecht.

Immerhin sei deutlich gesagt: Der Stadtrat steht klar hinter dem Anliegen des Vorstosses, ein Kultur-
forderungsreglement zu erlassen. Ein solches Reglement eroffnet Chancen, die es zu nutzen gilt. Die
Verankerung von allgemeinverbindlichen Regeln in einem Rechtserlass fordert grundsatzlich die
Rechtssicherheit und die Rechtsbestandigkeit im Interesse der Normadressatinnen und -adressaten.
Ein allgemeinverbindliches Gemeindereglement kann (iberdies zu einer fairen, rechtsgleichen und
transparenten Verwaltungstatigkeit beitragen. Um seine Zwecke zu erfiillen (Rechtssicherheit, Fair-
ness, Rechtsgleichheit und Transparenz), sind die wesentlichen Gesichtspunkte einer bestimmten 6f-
fentlichen Aufgabe im betreffenden Rechtserlass abzubilden. Im konkreten Fall soll deshalb ein
schlankes, aber klares und wirkungsvolles Kulturférderungsreglement erlassen werden.

2.4 Schwerpunkte des Reglementsentwurfs

Wie bereits vorstehend unter Ziff. 2.3 ausgefihrt, bezweckt das Kulturférderungsreglement in erster
Linie, eine faire, rechtsgleiche und transparente Verwaltungstatigkeit auf dem Gebiet der Kulturférde-
rung zu gewahrleisten. Grundlegend sind in diesem Zusammenhang die Vorschriften von § 4 Gber die
Forderungswiirdigkeit von kiinstlerischen Werken, kulturellen Projekten und kulturellen Anlassen. Da-
mit werden die in der schweizerischen Kulturférderung allgemein anerkannten Férderungskriterien im
Normengefuge der Stadtzuger Kulturférderung ausdriicklich verankert. Und es wird damit klar festge-
halten, nach welchen Kriterien inskunftig die Forderungswirdigkeit von klnstlerischen Werken bzw.
von kulturellen Vorhaben beurteilt wird. Ein weiterer Schwerpunkt des Kulturférderungsreglements bil-
det § 5 betreffend die Arten von Férderungsmassnahmen. Im Rahmen dieser Bestimmung werden die
verschiedenen Arten der in der Stadt Zug praktizierten Kulturférderungsmassnahmen aufgelistet. Als
eines der bedeutensten Fordermittel in der Stadtzuger Kulturférderung ist wohl die Ausrichtung von
Forderbeitragen einzustufen. Mit § 6 wird dieser Férderungsmassnahme eigens eine Rechtsbestim-
mung gewidmet. Darin werden die formellen Rahmenbedingungen fiir eine Betragsgewahrung aufge-
fuhrt (vgl. Abs. 1 bis 3). Auf diese Weise kann das Beitragswesen objektiviert und mit klaren Kriterien
versehen werden. Dadurch soll das kulturelle Schaffen in der Stadt Zug die gebuhrende Wertschat-
zung und eine angemessene Gewichtung im generellen Rahmen des Service Public erhalten. Im Wei-
teren soll das kulturelle Angebot noch vermehrt als Teil der generellen Entwicklung der Stadt Zug an-
erkannt und entsprechend in die 6ffentliche Aufgabenerfiillung eingebunden werden. Gemass § 6
Abs. 4 wird die Offentlichkeit (iber die zugesicherten Beitrage informiert. Damit wird der Forderung der
Motionarinnen und Motionare nach verstarkter Transparenz bei der finanziellen Unterstitzung der Kul-
turvorhaben Rechnung getragen. Ein wesentliches strategisches Ziel der stadtischen Kulturférderung
bildet schliesslich die kulturelle Teilhabe der Stadtzuger Bevoélkerung. Um dieses Ziel erreichen zu
kénnen, werden unter § 7 (kulturelle Bildung und Kunstvermittlung) verschiedene Umsetzungsmass-
nahmen vorgesehen.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass das neue Reglement die Basis und das Geriist der Kultur-
forderung in der Stadt Zug bildet. Es wirdigt das kulturelle Angebot als wesentlichen Faktor zur
Standortqualitat der Stadt und gewahrleistet mit klaren Kriterien die Nachvollziehbarkeit und Verlass-
lichkeit des Beitragswesens. Das Kulturforderungsreglement ist auf die Grundlagen der aktualisierten
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Kulturstrategie abgestimmt und gilt als behdrdenverbindliches Instrument, das dem Ziel dienen soll,
eine nachhaltige Entwicklung der stadtischen Kulturlandschaft zu erméglichen.

2.5 Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens

Vom 12. Juli 2021 bis zum 12. September 2021 wurde bei den im Kantonsrat vertretenen politischen
Parteien, bei den in der Stadt Zug aktiven Kulturinstitutionen bzw. —organisationen, beim Kanton Zug
sowie bei der Burgergemeinde Zug und der Korporation Zug ein Vernehmlassungsverfahren durchge-
fuhrt. Von den eingeladenen 32 Organisationen bzw. Parteien haben deren 23 eine Stellungnahme
eingereicht.

Der Grundtenor der Vernehmlassungsantworten war grundsatzlich wohlwollend. Allerdings zeigten die
eingereichten Stellungnahmen Uber die Gesamtheit der zur Vernehmlassung eingeladenen Organisa-
tionen hinweg betrachtet ein eher heterogenes Bild. Wahrend einzelne Vernehmlassungsteilnehmerin-
nen und —teilnehmer den Reglementsentwurf als zu weitreichend und zu umfassend empfanden, ver-

missten andere im Entwurf verschiedene weitergehende Vorschriften.

Im Einzelnen wurden folgende im Rahmen der Vernehmlassung angeregte Reglementsanderungen
aufgenommen:

Begehren und Hinweise genereller Natur

Klarung der Begrifflichkeiten (Kunst bzw. Kultur und Kulturinstitution bzw. Kulturorganisation),
Begriffsdefinitionen. Gestiitzt auf die zu diesem Thema vorgetragene Kritik wurde das Regle-
ment terminologisch noch einmal Gberprift. Dabei wurde vorzugweise (d.h. dort, wo dies mdg-
lich ist) der Begriff «Kultur» verwendet.

§ 1 Zweck

Bst. b: zeitgendssisch, ersatzlos gestrichen

Bst. e: das stadtische Kulturgut (Museen, Kunstsammlungen, Bibliothek, Archiv usw.)

zu erhalten und zu entwickeln, Klammerbemerkung hinzugefligt

Bst. g: die Stadt Zug als Kulturstadt mit Gberregionaler Ausstrahlung bekannt zu machen, um-
formuliert

Bst. f: einschliesslich das gelebte Brauchtum zu pflegen und zu vermitteln, hinzugefiigt

Abs. 3: Die Kulturférderung der Stadt Zug ergéanzt die Férderungsbestrebungen von Privaten,
der Wirtschaft und anderer 6ffentlicher Einrichtungen. Hinzugefligt

§ 2 Geltungsbereich

Bst. c: Baukultur hinzugefligt

Abs. 3: Bezug zur Stadt Zug, Verzicht auf «engen» Bezug

Bst. a: aus Zug stammt oder anderweitig mit der Zuger Kultur in Verbindung steht, hinzugefugt
Bst. c: einen inhaltlichen Bezug zur Stadt Zug aufweist, hinzugefligt

§ 4 Forderungswirdigkeit
Bst. e: Ressourcenschonung und Nachhaltigkeit, Begriff «6kologisch» ersetzt

§ 5 Férdermassnahmen
Bst. i: Netzwerkveranstaltungen, hinzugefiigt

Bst. j: die Ausschreibung von Wettbewerben, hinzugefiigt
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Bst. k: die Bereitstellung von finanziellen Mitteln fiir Kunst am Bau bei 6ffentlichen Bauaufga-
ben, hinzugefugt

Bst. |: die Férderung, Pflege und Vermittlung des baukulturellen Erbes, hinzugefigt

Bst. m: die Information der Offentlichkeit (iber die Belange der Kultur, hinzugefligt

§ 6 Beitrage
insbesondere durch Eigenmittel oder durch die Erschliessung von Drittmitteln, umformuliert

§ 7 Kulturelle Bildung und Kunstvermittlung
Bst. b: die Férderung innovativer Schulprojekte mit Kulturschaffenden und Kulturinstitutionen
im Rahmen des Unterrichts, Kulturinstitutionen hinzugefugt

§ 8 Stadtische Kunstsammlung
Abs. 2: ... insbesondere Werke von aufstrebenden Zuger Kulturschaffenden, insbesondere
eingefligt

§ 9 Kunst im 6ffentlichen Raum

Wiederaufnahme einer Bestimmung Uber Kunst am Bau gefordert

Abs. 2: Verpflichtungskredite fur 6ffentliche stadtische Bauvorhaben enthalten angemessenen
Betrag fir die kiinstlerische Ausstattung (1-5 % der Bausumme, héchstens aber CHF
500°000), aufgenommen

Folgende Anderungsbegehren wurden nicht in das Reglement iibernommen:

Begehren und Hinweise genereller Natur

Kulturférderung soll fokussierter und lokaler ausgerichtet werden.

Hier handelt es sich um einen strategischen Entscheid, der nicht im Rahmen des vorliegenden
Reglements zu treffen ist.

Verwesentlichung und Verschlankung des Reglementsentwurfs (Ubernahme des kantonalen
Gesetzes Uber die Férderung des kulturellen Lebens)

Der vorliegende Reglementsentwurf ist so schlank wie nur méglich gehalten. Das kantonale

Gesetz Uber die Férderung des kulturellen Lebens kann nicht als Vorbild dienen. Es stammt
aus dem Jahr 1965, enthalt eine veraltete Terminologie und der materielle Gehalt des Erlas-
ses ist dusserst bescheiden.

Berucksichtigung kiinftiger Entwicklungen (Kulturlastenausgleich)
Der Kulturlastenausgleich ist in der angestrebten Form gescheitert und hatte keine unmittel-
bare Auswirkung auf das Kulturférderungsreglement gehabt.

§ 1 Zweck

Bst. g: die Stadt Zug als Kulturstadt mit Gberregionaler Ausstrahlung bekannt zu machen,
Streichungsantrag abgelehnt

Weiterer Zweck: Zusammenarbeit mit Organisationen von Wirtschaft und Tourismus, Vernet-
zung der Kulturschaffenden mit privaten Gonnerinnen und Gonnern, gehdrt in die Strategie
Weiterer Zweck: Festlegen der Kulturférderungsprozesse (Verfahren der Beitragsgewahrung),
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eine eigenstandige Verfahrensordnung fur die Beitragsgewahrung im Rahmen dieses Kultur-
forderreglements ist abzulehnen.

§ 2 Geltungsbereich

Bst. e: Umbenennen in «Kultur und Gesellschafty, aus Klarheit ist eine Aufzahlung der Spar-
ten und am engeren Begriff «Brauchtum und Volkskultur» festzuhalten.

Weiterer Geltungsbereich: Aufnahme einer weiteren Sparte: Kulturerbe wurde nicht in das
Reglement Ubernommen, denn das Kulturerbe stellt keine Sparte dar.

§ 3 Kulturférderung nach anderen Erlassen

Streichungsantrag betreffend gesamten Paragrafen.

Das Verhaltnis zwischen Kulturférderreglement und anderen kulturférderungsrelevanten Erlas-
sen muss geklart sein. Es gilt hier der Grundsatz der Lex specialis in Verbindung mit der Sub-
sidiaritat des Kulturférderreglements.

§ 4 Forderungswirdigkeit

Streichungsantrag betreffend gesamten Paragrafen.

Eine transparente Kulturférderung verlangt nach Transparentmachung, was geférdert werden
kann. Mit diesem Paragraphen wird die Férderungswiurdigkeit definiert.

Weiteres Kriterium: Fachlichkeit in der Projektplanung und Umsetzung.

Unter Bst. a «klinstlerische Qualitat» und Bst. ¢ «angestrebte Wirkung, Reichweite» ist das
Kriterium der Fachlichkeit in Planung und Umsetzung enthalten. Diese Forderung geht zu sehr
ins Detail und ist eher in die Richtlinien aufzunehmen.

Bst. d: den Begriff «Tradition» hinzufligen
Tradition ist als Geltungsbereich zu werten und im § 2 Bst. e mit «Brauchtum und Volkskultur»
aufgeflhrt.

Bst. i: Streichen

Der Stadt Zug soll die Mdglichkeit erhalten bleiben, wirkungsvolle Impulsprojekte organisieren
zu kdnnen. Die Verwaltung weist einen hohen Vernetzungsgrad und grosses fachliches
Knowhow aus und vermag fir gewisse Veranstaltungen, wie z.B. Preisverleihungen oder Ver-
netzungsplattformen eine erfolgreiche und effiziente Durchflihrung zu garantieren. Deshalb
wurde am Bst. i festgehalten.

Weitere Férdermassnahme: Beratung im Zusammenhang mit der Durchflihrung von kulturel-
len Vorhaben. Diese Dienstleistung brauchte zusatzliche personelle Ressourcen und ist des-
halb abzulehnen.

Abs. 2: Streichen.

Die Kulturstrategie dient dem Stadtrat als Orientierungsinstrument. Sie erlaubt Transparenz
bei der Priorisierung der Kulturgelder. Der Abs. 2 klart bei knappen Mitteln die Ausrichtung der
Unterstlitzungen. Die Hierarchisierung in Bezug auf die Kulturstrategie und das Reglement ist
zu erwahnen.

§ 6 Beitrage

Abs. 2: Befristung auf drei Jahre?

Fir Beschlusse Uber die Zusicherung von Finanzhilfen hat sich in der Stadt Zug generell eine
Befristung von vier Jahren eingebdrgert (siehe hierzu auch die Richtlinien fur die Gewahrung
von stadtischen Beitragen). Eine solche Befristung erscheint als angemessen, entsprechen
vier Jahre doch einer Legislaturperiode. Bei einer Verkiirzung dieser Frist fiir den Kulturbe-
reich auf bloss noch drei Jahre wiirde eine Ausnahmesituation geschaffen, die sowohl fir die
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kulturellen Institutionen als auch fir die Verwaltung zu einem nicht zu unterschatzenden Mehr-
aufwand fiihren wirde. Im Ubrigen sinkt mit einer abnehmenden Geltungsdauer generell auch
die Planungssicherheit firr die Beitragsempfangerinnen und —empfanger.

Abs. 3: Leistungsvereinbarung fiir wiederkehrende Beitrage ab jeglicher Beitragshéhe?

Eine Ausweitung der Pflicht zum Abschluss einer Leistungsvereinbarung ist nicht angemessen
und schafft innerhalb der Verwaltung eine Ausnahmesituation, die einen unverhaltnismassigen
Mehraufwand sowohl bei den Kulturschaffenden als auch bei der Abteilung Kultur bedeuten
wrde.

§ 8 Stadtische Kunstsammlung
Forderung nach einer schriftlichen Festlegung einer Ankaufs- und Sammlungsstrategie.
Dabei handelt es sich um eine strategische Forderung die nicht ins Reglement gehort.

Zu Abs. 4:

Erganzung: ... sofern die Verausserung nicht der geltenden Sammlungs- und Kulturstrategie
widerspricht.

Da es sich um eine kann Formulierung handelt, ist eine Anpassung nicht erforderlich.

§ 9 Kunst im &ffentlichen Raum

Streichungsantrag: Es gehe hier um eine Materie, die in der Bauordnung zu regeln sei.

Nicht einverstanden, die Bauordnung enthalt grundsatzlich bloss Baupolizeivorschriften. Die
Foérderung von kulturellen Bestrebungen geht aber Uber das Polizeirecht hinaus und beschlagt
den Aufgabenbereich der Leistungsverwaltung. Deshalb Streichungsantrag abgelehnt.

§ 10 Eigene Kulturvorhaben

Abs. 1:

Streichungsantrag: «Staatskultur» unerwiinscht - die Stadt sollte, wenn immer méglich Kultur-
projekte mit bestehenden Tragerschaften umsetzen

Antrag auf Streichung des Adverbs «ausnahmsweise»

Festlegung eines Maximalanteils am gesamten Kulturférderungsbudget fur eigene Kulturvor-
haben

Finanzierung Uber ein separates Konto der Erfolgsrechnung

Zu den Aufgaben der Kulturférderung der Stadt Zug gehort es, ihre Kulturlandschaft zu pfle-
gen, zu starken und weiterzuentwickeln. Dabei handelt es sich nicht um Staatskultur. Deshalb
soll bei Bedarf die Stadt die Méglichkeit bekommen, selber Impulse zu setzen, welche weder
von Vereinen noch von Privat angegangen werden, um damit Wirkung auf die Entwicklung der
Kulturlandschaft erzielen zu kénnen.

Abs. 2:

Bst. d (neu) das Vorhaben flhrt traditionelles Brauchtum fort, wenn die bisherige Tragerschaft
dazu nicht mehrin der Lage ist .....

Das Vorhaben kann finanziert werden, ohne dass Gesuchstellenden deswegen abgesagt wer-
den muss.

Abs. 3:
Erganzungsvorschlag: ... kann ... veranstalten, durchfihren oder unterstutzen

Die Verben «veranstalten» und «durchfiihren» sind m.E. gleichbedeutend. Geméass Uber-
schrift zum vorliegenden Paragrafen geht es hier um «eigene Kulturvorhabeny». Darunter fallt
aber nicht die blosse Unterstitzung. Fir die Unterstitzung von Kulturvorhaben Dritter gelten
die §§ 4 ff.
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§ 11 Kulturkommission

Abs. 1: Gewlnscht wird eine «politisch zusammengesetzte beratende Fachkommission» mit
sieben bis elf Mitgliedern; Sitzverteilung nach der Fraktionsstarke im GGR

Eine politisch zusammengesetzte Kulturkommission widerspricht den Grundsatzen einer
«Good Governancey» im Kulturbereich und wirde Personen, die nicht im unmittelbaren Umfeld
der Politik verkehren, ausschliessen. Zudem sind Interessenkonflikte auch bei einer politisch
aufgestellten Fachkommission nicht auszuschliessen. Eine offentliche Ausschreibung mit ei-
nem professionellen Auswahlverfahren, beispielsweise durch den Personaldienst der Stadt,
garantiert die in der Kulturstrategie geforderten Chancengerechtigkeit und Diversitat. Bei ei-
nem solchen Auswahlverfahren kénnen auch die Parteien Personen aus ihrem Umfeld zur
Wahl animieren.

Neuer Abs: Kommissionsmitglieder sollen keine eigenen Beitragsgesuche stellen dirfen

Die Forderung Kulturkommissionsmitglieder von der Projektférderung auszuschliessen, ist un-
verhaltnismassig. Damit wirden ganze Vereine bestraft. Zudem kdnnten geeignete Personen
aus der Region von einem Engagement in der Kommission abgeschreckt werden. Bei Interes-
senkonflikten haben sich die betroffenen Kommissionsmitglieder in den Ausstand zu begeben.
Die Ausstandspflicht auf Stufe Gemeinde ist in § 10 des Gemeindegesetzes geregelt.

Bst. d: Uberregionale Vernetzung soll separate Kompetenz bilden

ganz streichen

Die Kulturkommissionsmitglieder sollen das regionale Schaffen in einen tberregionalen Kon-
text einordnen kénnen sowie die Mdglichkeit bieten, das Zuger Kulturschaffen auch auswarts
zu vernetzen.

Neuer Abs.: Bei Bedarf Beizug von Fachjurys fir die Beurteilung spezifischer Gesuche
Empfehlung: Zweifelsohne soll ein solcher Beizug bei Bedarf méglich sein. Eine entspre-
chende Kompetenz ist jedoch auf Verordnungsstufe zu verankern. Dort geht es um Einzelhei-
ten betreffend Organisation und Arbeitsweise der Kommission. Eine Verankerung im Kulturfér-
derungsreglement ware demgegenuber nicht stufengerecht.

Abs. 3: Verzicht auf eine Amtsdauerbeschrankung

§ 12 Abteilung Kultur

Ersatzlos streichen: Aufgabenkatalog nicht im vorliegenden Reglement festlegen, sondern
durch den Stadtrat

Die Festlegung der wesentlichen Aufgaben eines mit dem Vollzug eines Reglements betrau-
ten Organs gehort in das Reglement selber.

Abs. 2: Zu den Aufgaben der Kulturabteilung soll auch die Vernetzung von Kulturschaffenden
mit privaten Génnerinnen bzw. Gonnern, der Wirtschaft und des Tourismus gehéren
Kulturschaffende, Tourismus, Gonnerinnen und Gonner sollen selber entscheiden kénnen, mit
wem sie sich vernetzten oder zusammenarbeiten. Die Abteilung verfiigt weder Uber personelle
Ressourcen, noch Uber die nétigen Beziehungen, um einen solchen Auftrag erfillen zu kén-
nen. Sind hingegen bei diesem Antrag Netzwerkveranstaltungen gemeint, dann gehort diese
Aufgabe nicht ins Reglement, sondern zu den Zielen und Massnahmen der Kulturstrategie-
umsetzung.
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Allgemeiner Informationsauftrag der breiten Bevolkerung iber das kulturelle Schaffen

Die Abteilung Kultur unterstitzt die IG-Kultur Zug, damit die breite Bevolkerung Uber das Kul-
turschaffen informiert wird. Mit der Homepage und dem Magazin «ZugKultur» ist diese Forde-
rung abgedeckt. Ansonsten wirde die Abteilung Kultur ein Konkurrenzangebot generieren.

Neuer Abs.: Beratung von Kulturschaffenden im Zusammenhang mit der Einreichung von Bei-
tragsgesuchen

Fur die Ausfiihrung eines Beratungsauftrags wiirde die Abteilung Kultur mehr personelle Res-
sourcen bendtigen.

§ 13 Zusammenarbeit

Ersatzlos streichen: Zusammenarbeitsverpflichtung als Selbstversténdlichkeit

Die Zusammenarbeit soll transparent geregelt werden und mit diesem § 13 wird darlber Klar-
heit geschaffen.

Abs. 2:

Neuer Bst.: Zusammenarbeitsverpflichtung auch mit kantonalen Stellen vorsehen

Neuer Bst.: Zusammenarbeitsverpflichtung auch mit externen Kulturanbieterinnen bzw. —an-
bietern

Neuer Bst.: Férderung der Zusammenarbeit mit Organisationen bzw. Kdrperschaften aus Wirt-
schaft und Tourismus

Neuer Bst.: Bei Kulturprojekten im 6ffentlichen Raum: Einbezug der Quartierorganisationen
Zweck der vorliegenden Bestimmung ist es primar, eine verbindliche Verpflichtung zur Zusam-
menarbeit fir die stadtischen Organe in den Zustandigkeitsbereichen der Stadtverwaltung zu
schaffen. Dabei geht es unter anderem auch um Fragen der Aufgaben- und Kompetenzvertei-
lung unter den stadtischen Verwaltungseinheiten. Was die Vernehmlasserinnen bzw. Ver-
nehmlasser hier wollen, geht aber weit Uber diese Zielsetzung hinaus.

Abs. 2: Die Abteilung Kultur pflegt einen aktiven regelmassigen Informations- und Erfahrungs-
austausch sowie Absprachen mit dem kantonalen Amt fiir Kultur, mit lokalen Kulturorganisati-
onen und mit Gberregionalen Kulturférderungsinstitutionen.

Der «regelmassige Informations- und Erfahrungsaustausch» kann auch allféllige Absprachen
enthalten. Eine separate Erwahnung ist im Reglement nicht notwendig. Auch wird mit der be-
antragen Formulierung nicht gesagt, um welche Art von Absprachen es sich hier handeln soll.

§ 14 Finanzierung

Ersatzlos streichen: Geregelt wird hier eine Selbstverstandlichkeit

Zwar trifft es zu, dass die vorliegende Bestimmung keinerlei Abweichungen vom ordentlichen
Verfahren fir die Finanzierung von offentlichen Aufgaben enthalt. Der Klarheit halber sollte sie
aber dennoch stehen gelassen werden (insbesondere damit nicht der Eindruck entsteht, die
Finanzkompetenzen des Stadtrates bei der Anwendung von § 6 seien unbegrenzt).

Hinweis auf das Bruttoprinzip gefordert: Erganzung, dass die stadtischen Dienst-, Infrastruk-

tur- und Sachleistungen separat zu verrechnen sind

Das Bruttoprinzip ist im Finanzhaushaltgesetz (siehe § 3 Abs. 1 Bst. b FHG) sowie in den Fi-

nanzhaushaltregeln gemass HRM2 verankert. Ein Hinweis auf dieses Prinzip in einem Kultur-
forderungsreglement ist deshalb weder notwendig noch sachgereicht. Deshalb wurde dieser

Antrag im Kulturférderreglement nicht aufgenommen.
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2.6 Erlauterungen zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1 Zweck

Das Kulturférderungsreglement schafft eine Grundlage fiir ein vielseitiges kulturelles Angebot, wel-
ches sich an die ganze Bevdlkerung der Stadt Zug richtet. Damit soll sich Zug nicht nur als kulturell
vielseitige, weltoffene Kulturstadt mit hoher Lebensqualitat positionieren kénnen, sondern auch den
Stellenwert erhalten, (iber ein breites, qualitativ hochwertiges Kulturangebot mit Ausstrahlung zu ver-
fiigen. Mit dem vorliegenden Erlass sollen die Férderungsbestrebungen von Privaten, der Wirtschaft
oder von anderen o6ffentlichen Einrichtungen keinesfalls konkurrenziert oder gar ersetzt werden. Viel-
mehr sollen die stadtischen Férderungsmassnahmen die privaten Bestrebungen auf dem Gebiet der
Kulturférderung lediglich erganzen.

Zu § 2 Geltungsbereich

Chancengleichheit heisst unter anderem, dass alle Kunstsparten sowie Brauchtum und Volkskultur
forderwirdig sind und somit in den Genuss von Kulturférderungsmassnahmen sollen kommen kon-
nen. Die Stadt Zug férdert insbesondere Kulturschaffende und Organisationen, die in der Stadt Zug
ihren Wohn- oder Arbeitsort bzw. ihren Sitz und ihren Tatigkeitsschwerpunkt haben und das stadti-
sche Kulturleben mit einem Mehrwert bereichern.

Zu § 3 Kulturférderung nach anderen Erlassen

Diese Bestimmung ist erforderlich, um die Rangordnung unter den verschiedenen Erlassen, welche
sich mit Fragen der Kulturférderung befassen, festlegen zu kdnnen. Dabei gilt folgender Grundsatz:
Die unter § 3 aufgeflhrten Spezialerlasse gehen dem Kulturférderungsreglement vor. Mit anderen
Worten gelangt das Kulturférderungsreglement in den betreffenden Rechtsgebieten nur subsidiar zur
Anwendung.

Zu § 4 Forderungswurdigkeit

Forderungswiirdig erachtet die Stadt thematisch ausgerichtete Projekte respektive Kulturprojekte, die
den Diskurs zu relevanten Themen anregen und geeignet sind, kulturelle Impulse zu setzen. Dazu
zahlen auch Projekte, die zur Verstandigung zwischen kulturellen Gemeinschaften beitragen (z.B. mit-
tels Kulturvermittlung) oder interdisziplinar respektive spartenibergreifend sind.

Zu § 5 Fordermassnahmen

Die Stadt Zug richtet Beitrage an einzelne forderungswirdige kulturelle Vorhaben aus und bietet den
Kulturinstitutionen finanzielle Unterstutzung. Nebst der Bereitstellung von Raumlichkeiten, inklusive
Infrastruktur, werden Atelierstipendien und Kulturpreise vergeben. Durch gezielte Werkankaufe oder
mittels Durchflihrung von spezifischen stadtischen Impulsprojekten wird das Zuger Kunst- und Kultur-
schaffen geférdert. Gleichsam stellt die Stadt Zug der Offentlichkeit Informationen zu verschiedensten
Kulturbelangen zur Verfiigung und bietet Formate der Kulturvermittlung an.

Zu § 6 Beitrage

Diese Bestimmung soll ein faires und transparentes Verfahren bei der Vergabe von Férdergeldern ge-
wiéhrleisten. Mit der Bekanntgabe der zugesicherten Beitrage gegeniiber der Offentlichkeit wird auch
Transparenz in Bezug auf die Verwendung der stadtischen Férdermittel hergestellt.

Zu § 7 Kulturelle Bildung und Kunstvermittlung

Kultur wird heute auf unterschiedlichste Art und Weise und mit vielfaltigen Zugangen vermittelt.

Die Zusammenarbeit mit Kulturschaffenden férdert eine aktive Auseinandersetzung mit der kunstleri-
schen Praxis und bietet Moglichkeiten, dass sich kulturelle Projekte von hoher Qualitat entwickeln und
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ungewohnte kreative Impulse entstehen kdnnen. Zudem kénnen Vermittlungsangebote das Verstand-
nis fur das Kunst- und Kulturschaffen erweitern sowie neue Publika erschliessen. Somit sollte die For-
derung von qualitativ hochstehenden Vermittlungsangeboten der Kulturinstitutionen, Kulturschaffen-
den und Vermittlungsfachpersonen fir alle unterstiitzt werden.

Die Schule als grundlegender Ort der Kulturvermittlung, soll allen Kindern und Jugendlichen ermdgli-
chen, in Kontakt mit Kultur in all ihren Auspragungen zu treten und dabei neue Lernprozesse im kultu-
rellen Umfeld ermdglichen. Im Schulgesetz des Kantons Zug gibt es keinen eigentlichen Grundsatzar-
tikel Uber die kulturelle Bildung in den Schulen. Mit dem vorliegenden Paragraphen kann eine entspre-
chende Grundlage fir die Stadtschulen geschaffen werden.

Zu § 8 Stadtische Kunstsammlung

Die stadtische Kunstsammlung soll in diesem Reglement mit einem eigenen Paragraphen eine aus-
driickliche Rechtsgrundlage erhalten. Die Sammlung der Stadt Zug wird seit Gber 20 Jahren gepflegt
und soll fortgefuhrt werden.

Zu § 9 Kunst im offentlichen Raum

Mit dieser Bestimmung sollen die stadtischen Organe einerseits den Auftrag erhalten, fur eine hoch-
stehende architektonische Gestaltung des 6ffentlichen Raums so sorgen. Anderseits soll damit aber
auch eine Rechtsgrundlage geschaffen werden fiir die Aufnahme entsprechender finanzieller Mittel in
die Verpflichtungskreditvorlagen fiir 6ffentliche stadtische Bauvorhaben.

Zu § 10 Eigene Kulturvorhaben

Eigene Veranstaltungen werden zuriickhaltend und punktuell durchgefiihrt. Die stadtischen Impulse
werden als wichtiges Steuerungsinstrument fir die Entwicklung einer Kulturlandschaft gesehen. Dazu
zahlen unter anderem thematische Vernetzungsveranstaltungen, Preisverleihungen, eine Plattform fiir
junge Zuger Kulturschaffende usw.

Zu § 11 Kulturkommission
Das Reglement soll die allgemeinen Aufgaben der Kulturkommission definieren. Die Kommission ist

breit abgestutzt und bringt die Sicht des lokalen Publikums aber auch Fachwissen sehr gut ein. Neu
soll mit dem Reglement eine Amtsdauerbeschrankung von acht Jahren eingefuhrt werden. Auf diese
Weise soll «Sesselkleberei» vorgebeugt und es neuen, unverbrauchten Kraften erleichtert werden, in
die Kommission Einsitz zu nehmen. In der Verordnung tber die Kulturkommission werden die weite-
ren Details geregelt. Nach Annahme des Reglements durch den GGR wird auch diese Verordnung
aktualisiert werden.

Zu § 12 Abteilung Kultur

Die Abteilung Kultur hat das Fachwissen, um die Zuger Kulturlandschaft gemass den strategisch defi-
nierten Zielen nachhaltig zu entwickeln, zu stérken und ihr Ausstrahlung zu verleihen. Das bedeutet,
sie setzt Impulse und Schwerpunkte fir die Entwicklung der Kulturlandschaft der Stadt Zug und arbei-
tet eng mit den anderen stadtischen Amtsstellen zusammen, die sich mit Fragen der Kultur befassen.

Zu § 13 Zusammenarbeit

Die verstarkte departementsiibergreifende Zusammenarbeit in Bezug auf kulturelle Anliegen drangt
sich auf. Die Kooperation unter allen regionalen Kulturschaffenden entspricht einem grossen Bedirf-
nis. Die Stadt Zug férdert die Vernetzung und stellt insbesondere die Koordination mit dem Kanton
Zug sicher. Gepflegt wird insbesondere auch ein regelmassiger Informations- und Erfahrungsaus-
tausch mit dem kantonalen Amt fir Kultur sowie lokalen Kulturorganisationen und tberregionalen Kul-
turférderungseinrichtungen.
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Zu § 14 Finanzierung

Die Finanzierung der Kulturférderung wird — wie bisher — Gber einen jahrlichen Budgetkredit unter der
Kontostelle 1600 bestritten. Es wurden andere Finanzierungsmodelle geprift, welche allerdings als
wenig nachhaltig oder als zu kompliziert eingestuft und deshalb verworfen worden sind.

Das vorliegende Reglement hat keine unmittelbaren finanziellen Auswirkungen. Der Grosse Gemein-
derat wird die finanzielle Steuerung nach wie vor selber in der Hand haben, indem er jahrliche Budget-
kredite in der von ihm gewtinschten Hohe bewilligt. Die vorliegende Bestimmung ist jedoch insofern
von Bedeutung, als sie in Absatz 2 klarstellt, dass Beitrage nach diesem Reglement keine gebunde-
nen Ausgaben sind, sondern vielmehr vom jeweils zustandigen Organ mittels separatem Kreditbe-
schluss bewilligt werden missen. Dabei richtet sich die Zustandigkeit nach der Gemeindeordnung und
der Finanzverordnung.

Zu § 15 Referendum und Inkrafttreten

Ein allgemeinverbindliches Gemeindereglement Gber die Kulturférderung hat eine relativ grosse politi-
sche Tragweite. Darliber hinaus fiihrt ein erheblicher Teil der Férderungsmassnahmen zu finanziellen
Auswirkungen. Unter diesen Umstanden macht es Sinn, das Reglement auf den Beginn eines Kalen-

derjahres in Kraft zu setzen. Eine Inkraftsetzung auf den 1. Januar 2023 scheint aus heutiger Sicht re-
alistisch zu sein.

2.7 Zum weiteren Vorgehen

Der Stadtrat schlagt dem GGR vor, das Geschaft durch eine Spezialkommission vorberaten zu lassen.
Da sich die glp-Fraktion intensiv mit dem Thema Kulturférderung befasst hat, wird die Einsetzung ei-
ner 11er Kommission empfohlen, so dass auch die glp-Fraktion darin vertreten ist. Denkbar ware aber
auch eine Kommission bestehend aus sieben Mitgliedern, sofern eine andere Fraktion zugunsten der
glp-Fraktion auf ihren Sitzanspruch verzichten wirde.

3 Antrag

Wir beantragen lhnen,

- auf die Vorlage einzutreten,

- fur die Vorberatung des vorliegenden Reglements eine Spezialkommission einzusetzen,

- das beiliegende Reglement liber die Kulturforderung zum Beschluss zu erheben und

- die Motion der Fraktionen SVP und glp mit dem Titel "Reglement (iber die
Kulturférderung: Fur eine faire und transparente Kulturpolitik" vom 15. November 2019
als erfullt von der Geschaftskontrolle abzuschreiben.
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Zug, 29. Méarz 2022

Dr. Karl Kobelt Martin Wirmli
Stadtprasident Stadtschreiber
Beilagen

— Beschlussentwurf fiir die 2. Lesung
— Reglement uber die Kulturférderung: Entwurf
— Kulturstrategie der Stadt Zug 2022-2032

Die Vorlage wurde vom Préasidialdepartement verfasst. Weitere Auskinfte erteilt Ihnen gerne Stadtprasident Dr. Karl Kobelt,
Departementsvorsteher, Tel. 058 728 9010
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Stadt Zug
Grosser Gemeinderat

Zug

Beschlussentwurf fiir 2. Lesung
Beschluss des Grossen Gemeinderats von Zug Nr.

betreffend Reglement iiber die Kulturféorderung

Der Grosse Gemeinderat von Zug beschliesst in Kenntnis von Bericht und Antrag des Stadtrats Nr. 2727
vom 29. Marz 2022 (1. Lesung) und Nr. Vorlage-Nr. vom XXX (2. Lesung):

1. Das Reglement (iber die Kulturforderung wird zum Beschluss erhoben.

2. Dieses Reglement untersteht dem fakultativen Referendum gemass § 8 der Gemeindeordnung
der Stadt Zug vom 1. Februar 2005.

3. Dieses Reglement wird im Amtsblatt des Kantons Zug bekannt gegeben und in die Amtliche
Sammlung der Ratsbeschliisse aufgenommen.

4, Dieses Reglement tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
5.  Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt.

6. Gegen diesen Beschluss kann
a) gemass § 17 Abs. 1 des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 39 ff. des Verwaltungs-
rechtspflegegesetzes beim Regierungsrat des Kantons Zug, Postfach, 6301 Zug, schriftlich
Verwaltungsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerdefrist betragt 20 Tage und der
Fristenlauf beginnt am Tag nach der Veroffentlichung im Amtsblatt. Die Beschwerdeschrift
muss einen Antrag und eine Begriindung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist genau
zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu benennen und soweit mdglich beizulegen.

b) gemass § 17°s des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 67 ff. des Wahl- und Abstim-
mungsgesetzes wegen Verletzung des Stimmrechts beim Regierungsrat des Kantons Zug,
Postfach, 6301 Zug, schriftlich Stimmrechtsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerde-
frist betragt zehn Tage und der Fristenlauf beginnt am Tag nach der Veroffentlichung im
Amtsblatt. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begriindung enthalten. Der
angefochtene Beschluss ist genau zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu benennen und
soweit moglich beizulegen.

Zug,

Tabea Zimmermann Gibson Martin Warmli
Prasidentin Stadtschreiber
Referendumsfrist:
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	Das Wichtigste im Überblick
	Am 15. November 2019 reichten die Fraktionen SVP und GLP die dringliche Motion "Reglement über die Kulturförderung: Für eine faire und transparente Kulturpolitik" ein. Damit sollte der Stadtrat beauftragt werden, dem Grossen Gemeinderat ein Reglement ...
	Die Herausforderung für den Entwicklungsprozess des Reglements lag darin, möglichst schlanke, gesetzliche Regularien zu schaffen, welche in übergeordneter Weise, unabhängig von thematischen Details oder wechselnden kulturellen Ausrichtungen innerhalb ...
	Die Qualitätssicherung geschieht durch die Abteilung Kultur (§ 12), welche das nötige Fachwissen hat, um die Zuger Kulturlandschaft nachhaltig zu entwickeln und zu stärken. So setzt sie Impulse und Schwerpunkte für die Entwicklung der Kulturlandschaft...

